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Zu §18 Abs. 2 der Verordnung:
§15

Die Berechnung des Durchschnittsverdienstes erfolgt 
nach den Grundsätzen des § 6 Absätze 1 bis 3.

Zu §19, §28 Abs. 2 und §44 der Verordnung:
§16

Die Renten sind proportional zu verringern.

Zu §20 der Verordnung:
§17

(1) Als Folge von Arbeitsunfall bzw. Berufskrankheit 
gilt auch der in Ausübung des Dienstes bei den be­
waffneten Organen der Deutschen Demokratischen Re­
publik erlittene Körper- und Gesundheitsschaden.

(2) Bei mehreren Arbeitsunfällen ist der Berechnung 
der Unfallrente der günstigste Durchschnittsverdienst 
vor einem der Unfälle zugrunde zu legen.

Zu §21 der Verordnung:
§18

(1) Liegen in dem Zeitraum, der der Berechnung 
der Unfallrente zugrunde liegt, Zeiten

a) des Bezuges von Kranken-, Haus- und Taschen­
geld, Schwangerschafts- und Wochengeld sowie 
Unterstützung alleinstehender Werktätiger bei der 
Pflege erkrankter Kinder, in denen keine Bei­
tragspflicht zur Sozialversicherung bestand

b) der Lehrausbildung
c) des Schulbesuchs gemäß § 12 bzw. des Direkt­

studiums oder der Aspirantur an einer Fachschule, 
Universität oder Hochschule ab Vollendung .des
16. Lebensjahres

d) in denen keine versicherungspflichtige Tätigkeit 
ausgeübt wurde,

bleiben diese Zeiten und der während der Lehraus­
bildung erzielte Verdienst bei der Berechnung des 
Durchschnittsverdienstes unberücksichtigt.

(2) Im Berechnungszeitraum liegende Dienstzeiten 
bei den bewaffneten Organen der Deutschen Demokra­
tischen Republik sowie die während dieser Zeiten 
erzielten Verdienste bleiben bei der Berechnung des 
Durchschnittsyerdienstes ebenfalls unberücksichtigt, 
wenn es für den Rentner günstiger ist.

(3) Der monatliche Durchschnittsverdienst ist für Ver­
sicherte der Sozialversicherung der Arbeiter und An­
gestellten aus dem in der verbliebenen Zeit auf einen 
Arbeitstag entfallenden Verdienst und für Versicherte 
der Sozialversicherung bei der Deutschen Versiche­
rungs-Anstalt aus dem in der verbliebenen Zeit auf 
einen Kalendertag entfallenden Verdienst zu er­
rechnen. /

(4) Der Berechnung einer wegen Berufskrankheit ge­
währten Unfallrente ist der vor dem Ausscheiden aus 
der gefährdenden Tätigkeit erzielte Durchschnittsver­
dienst zugrunde zu legen, wenn es für den Versicher­
ten günstiger ist.

Zu §29 Abs. 2 der Verordnung:
§19

Die Höhe der Verdienstminderung ist durch Gegen­
überstellung des Nettoverdienstes für den Zeitraum, der 
der Berechnung zugrunde liegt, und des Nettoverdien­
stes nach Arbeitsplatzwechsel zu ermitteln. Die Höhe 
der Übergangsrente ist jeweils nach 2 Monaten ent­
sprechend dem Nettoverdienst der vergangenen 
2 Monate neu festzusetzen.

Zu §§31 bis 41 der Verordnung:
§20

(1) Dienstzeiten in den bewaffneten Organen der 
Deutschen Demokratischen Republik gelten als Zeiten 
einer bergbaulichen Versicherung, wenn unmittelbar 
vorher oder innerhalb von 6 Monaten nachher eine 
bergbauliche Versicherung bestand.

(2) Zeiten des Militärdienstes und der sich an­
schließenden Kriegsgefangenschaft gelten als Zeiten 
einer bergbaulichen Versicherung, wenn unmittelbar 
vorher eine bergbauliche Versicherung bestand.

§21
(1) Als bergmännische Tätigkeit gelten
a) alle überwiegend unter Tage ausgeübten Tätig­

keiten
b) die Tätigkeit des Anschlägers an der Hängebank
c) die Tätigkeit des Abnehmers an Schächten, wenn 

sie ständig ausgeübt wird
d) die Tätigkeit des Fördermaschinisten
e) die Tätigkeit des Kokereiarbeiters in der Stein­

kohlenindustrie, soweit diese bis 1945 der Unter­
tagearbeit gleichgestellt wurde

f) die Tätigkeit des Steigers und Obersteigers, der 
als Grubenbetriebsleiter überwiegend unter Tage 
arbeitet

g) die überwiegende Untertagetätigkeit des Hand­
werkers

h) die Tätigkeit der hauptamtlich im Grubenrettungs­
dienst Eingesetzten

i) alle Tätigkeiten, die in unmittelbarem Zusammen­
hang mit Aufschluß, Gewinnung, Aufbereitung 
und Verarbeitung der in den Bergbaubetrieben 
gewonnenen Rohstoffe stehen, wenn die Beschäf­
tigten hierbei gesundheitsgefährdenden Einwir­
kungen ausgesetzt sind.

(2) Die Tätigkeiten nach Abs. 1 Buchst, i werden auf 
Vorschlag des Zentralvorstandes der zuständigen Indu­
striegewerkschaft vom Leiter der Obersten Bergbe­
hörde der Deutschen Demokratischen Republik im Ein­
vernehmen mit dem Bundesvorstand des Freien Deut­
schen Gewerkschaftsbundes in einem Katalog fest­
gelegt.

(3) Als überwiegende Untertagearbeit wird das Ka­
lenderjahr angerechnet, in dem mindestens 135 Unter­
tageschichten geleistet wurden.

(4) Werden nicht 135 Untertageschichten in einem 
Kalenderjahr nachgewiesen, werden nur die Monate 
angerechnet, in denen mindestens 11 Untertageschich­
ten geleistet wurden.

(5) Als Untertageschicht gilt die Schicht, die mit 
mindestens 80 % der Zeit unter Tage verfahren wurde.

Zu §32 der Verordnung:
§22

Bei der Gewährung des Leistungszuschlages für Un­
tertagearbeit werden die im § 21 Abs. 1 Buchstaben a 
bis h aufgeführten Tätigkeiten berücksichtigt.

Zu §34 der Verordnung:
§23

Bergmannsvollrenten werden für Männer mit Voll­
endung des 60. Lebensjahres und für Frauen mit Voll-


